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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 601/76 über Sondermaßnahmen insbesondere zur Festsetzung des Angebots 
von Olivenöl auf dem Weltmarkt 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 601/76 des Rates 
vom 15. März 1976 ^ wurden Sondermaßnahmen ins- 
besondere zur Festsetzung des Angebots von Oli- 
venöl auf dem Weltmarkt festgelegt. 

Diese Verordnung, deren Anwendungsdauer bis 
zum 31. Oktober 1976 begrenzt ist, wurde nach dem 
Verfahren gemäß Artikel 36 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG des Rates vom 22. September 1966 über 
die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Fette 2 ), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1707/73 3 ), mit Rücksicht auf die 
Dringlichkeit der beabsichtigten Maßnahmen und im 
Hinblick auf die vollständige Überarbeitung der 
Regelung für den Olivenölsektor verabschiedet. 

Die Schwiergkeiten der Beurteilung der tatsäch- 
lichen Marktlage, die zum Erlaß der Verordnung 
(EWG) Nr. 601/76 geführt hatten, bestehen weiter- 
hin. Außerdem ist nicht damit zu rechnen, daß die j 
vollständige Überarbeitung der Maßnahmen der ge- 
meinsamen Marktorganisation auf diesem Sektor 
innerhalb kurzer Zeit durchgeführt werden kann. 
Unter diesen Umständen müssen die Sondermaßnah- 
men der genannten Verordnung aufrecht erhalten 
werden. 

Es ist angebracht, die Geltungsdauer dieser Ver- 
ordnung auf einen Zeitraum zu begrenzen, der es 
erlaubt, die Gesamtüberarbeitung der Olivenölrege- 
lung abzuschließen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 18. März 1976, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 5 


Artikel 1 

Sind die freien Notierungen auf dem Weltmarkt 
nicht maßgebend für den Angebotspreis einer oder 
mehrerer Olivenölqualitäten der Tarifstelle 15.07 A 
II a) des Gemeinsamen Zolltarifs, die keinem Raffi- 
nationsverfahren unterworfen wurden, so kann 
die Abschöpfung nach Artikel 13 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG oder die Mindestabschöpfung nach Ar- 
tikel 2 dieser Verordnung lediglich für diese Quali- 
täten auf einer Höhe festgesetzt werden, die den 
tatsächlichen Angebotspreisen der genannten Quali- 
täten Rechnung trägt. 

Artikel 2 

1. Stehen den Angeboten von Olivenöl auf dem 
Weltmarkt, das keinem Raffinationsverfahren 
unterworfen wurde, keine echten Kaufmöglich- 
keiten in für diesen Markt repräsentativen Men- 
gen gegenüber, so wird die in den Artikeln 13, 
14 und 15 der Verordnung Nr. 136/66/EWG vor- 
gesehene Abschöpfung bei der Einfuhr durch 
Ausschreibung festgesetzt. 

2. Die Interessenten stellen in regelmäßigen Zeit- 
abständen einen Antrag auf Einfuhrgenehmigung 
bei den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten 
und hinterlegen gleichzeitig eine besondere Kau- 
tion in Höhe eines festzusetzenden Betrages. 

Zusammen mit dem Antrag auf Einfuhrgenehmi- 
gung ist eine Erklärung einzureichen, aus der fol- 
gendes hervorgeht: 

a) die Erzeugnismenge, für die der Antrag ge- 
stellt wird, 

b) der Satz der Abschöpfung pro 100 kg des 
Erzeugnisses, zu dessen Zahlung bei der Ein- 
fuhr sich der Antragsteller verpflichtet. 

3. Die Kommission setzt den Mindestabschöpfungs- 
satz in Rechnungseinlieiten pro 100 kg Erzeugnis 
fest. 

4. Die Einfuhrgenehmigung wird auf Anträge er- 
teilt, in denen ein Abschöpfungssatz angegeben 
ist, der mindestens so hoch ist wie der von der 
Kommission festgesetzte Mindestsatz. In diesem 
Fall ist der Antragsteller verpflichtet, die in sei- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 8. Oktober 1976 - 14 - 680 70 - E - Ag 71/76: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission den Europäischen Gemeinschaften 
vom 20. September 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 
Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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nem Antrag angegebene Erzeugnismenge zu dem 
von ihm angegebenen Ab schöpf ungssatz einzu- 
führen. 


Artikel3 

Abweichend von Artikel 15 der Verordnung Nr. 136/ 
66/EWG wird bei der Einfuhr von Olivenölkuchen 
und anderen Rückständen der Tarifstelle 23.04 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs mit einem Ölgehalt von 
höchstens 3 v. H. keine Abschöpfung erhoben. 

Artikel 4 

Die Durchführungsvorschriften zu dieser Verordnung 
werden nach dem in Artikel 38 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG Vorgesehenen Verfahren festgesetzt. 

Artikels 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Sie gilt bis zum 3L Oktober 1977. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 602/76 über Sondermaßnahmen insbesondere zur Festsetzung des Angebots 
von Olivenöl auf dem griechischen Markt 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 43, “ 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 602/76 des Rates 
vom 15. März 1976 *) wurden Sondermaßnahmen ins- 
besondere zur Festsetzung des Angebots von Oli- 
venöl auf dem griechischen Markt festgelegt. 

Diese Verordnung, deren Anwendungsdauer bis 
zum 31. Oktober 1976 begrenzt ist, wurde nach dem 
Verfahren gemäß Artikel 10 der Verordnung Nr. 
162/66/EWG des Rates vom 27. Oktober 1966 über 
den Handel mit Fetten zwischen der Gemeinschaft 
und Griechenland 1 2 ), mit Rücksicht auf die Dringlich- 
keit der beabsichtigten Mäßnahmen und im Hinblick 
mif die vollständige Überarbeitung der Regelung 
für den Olivenölsektor verabschiedet. 

• Die Schwierigkeiten der Beurteilung der tatsäch- 
lichen Marktlage, die zum Erlaß der Verordnung 
(EWG) Nr. 602/76 geführt hatten, bestehen weiter- 
hin. Außerdem ist nicht damit zu rechnen, daß die 
vollständige Überarbeitung der Maßnahmen der 
Gemeinsamen Marktorganisation auf diesem Sektor 
innerhalb kurzer Zeit durchgeführt werden kann. 
Unter diesen Umständen müssen die Sondermaßnah- 
men der genannten Verordnung aufrecht erhalten 
werden. 

Es ist angebracht, die Geltungsdauer dieser Ver- 
ordnung auf einen Zeitraum zu begrenzen, der es 
erlaubt, die Gesamtüberarbeitung der Olivenölrege- 
lung abzuschließen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN : 

A r t i k e 1 1 

Sind die freien Notierungen auf dem griechischen 
Markt nicht maßgebend für den Angebotspreis einer 
oder mehrerer Olivenölqualitäten der Tarif stelle 
15.07 A II a) des Gemeinsamen Zolltarifs, die kei- 
nem Raffinationsverfahren unterworfen wurden, so 
können die Abschöpfung nach Artikel 13 der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG oder die Mindestabschöp- 
fung nach Artikel 2 dieser Verordnung lediglich für 
diese Qualitäten auf einer Höhe festgesetzt werden, 
die den tatsächlichen Angebotspreisen der genann- 
ten Qualitäten Rechnung trägt. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 18. März 1976, S. 3 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 

vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 


Artikel 2 

1. Stehen den Angeboten von Olivenöl auf dem 
griechischen Markt, das keinem Raffinationsver- 
fahren unterworfen wurde, keine echten Kauf- 
möglichkeiten in für diesen Markt repräsentati- 
ven Mengen gegenüber, so wird die in den Arti- 
keln 3, 4 und 5 der Verordnung Nr. 162/66/EWG 
vorgesehene Abschöpfung bei der Einfuhr durch 
Ausschreibung festgesetzt. 

2. Die Interessenten stellen in regelmäßigen Zeit- 
abständen einen Antrag auf Einfuhrgenehmigung 
bei den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten 
und hinterlegen gleichzeitig eine besondere 
Kaution in Höhe eines festzusetzenden Betrages. 
Zusammen mit dem Antrag auf Einfuhrgenehmi- 
gung ist eine Erklärung einzureichen, aus der 
folgendes hervorgeht: 

\a) die Erzeugnismenge, für die der Antrag ge- 
stellt wird, 

b) der Satz der Abschöpfung pro 100 kg des Er- 
zeugnisses; zu dessen Zahlung bei der Ein- 
fuhr sich der Antragsteller verpflichtet. 

3. Die Kommission setzt den Mindestabschöpfungs- 
satz in Rechnungseinheiten pro 100 kg Erzeugnis 
fest. 

4. Die Einfuhrgenehmigung wird auf Anträge er- 
teilt, in denen ein Abschöpfungssatz angegeben 
ist, der mindestens so hoch ist wie der von der 
Kommission festgesetzte Mindestsatz. In diesem 
Fall ist der Antragsteller verpflichtet, die in 
seinem Antrag angegebene Erzeugnismenge zu 
dem von ihm angegebenen Abschöpfungssatz 
einzuführen. 

Artikel 3 

Abweichend von Artikel 15 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG wird bei der Einfuhr von Olivenölku- 
chen und anderen Rückständen der Tarifstelle 23.04 
A des Gemeinsamen Zolltarifs mit einem Ölgehalt 
von höchstens 3 v, H. keine Abschöpfung erhoben. 

Artikel4 

Für die Einfuhr der in Artikel 9 der Verordnung Nr. 
162/66/EWG genannten Erzeugnisse gilt die Verord- 
nung (EWG) 601/76 des Rates vom 15. März 1976 
über Sondermaßnahmen, insbesondere zur Festset- 
zung des Angebots von Olivenöl auf dem Welt- 
markt 3 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. . . ./76 4 ). 


3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 18. März 1976, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 
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Artikel 5 

Die Durchführungsvorschriften zu dieser Verord- 
nung werden nach dem in Artikel 38 der Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG vorgesehenen Verfahren fest- 
gesetzt. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Sie gilt bis zum 31. Oktober 1977. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Begründung 

1. Im Hinblick auf die Überarbeitung der gemein- 
samen Marktorganisation für Olivenöl, die sich die 
Kommission angesichts der bei der korrekten Fest- 
setzung der Abschöpfung in diesem Sektor aufgetre- 
tenen Schwierigkeiten bis Ende 1976 dem Rat vorzu- 
legen verpflichtet hat, hat der Rat durch seine Ver- 
ordnungen (EWG) Nr. 601/76 und 602/76 vom 15. 
März 1976 vorgesehen, daß, wenn den Angeboten 
von Olivenöl auf dem Weltmarkt und dem griechi- 
schen Markt, das keinem Raffinationsverfahren 
unterworfen wurde, keine echten Kaufmöglichkeiten 
in den für diese Märkte repräsentativen Mengen 
gegenüberstehen, die Abschöpfung bei der Einfuhr 
von naturreinem Olivenöl, raffiniertem Olivenöl 
und Oliven durch Ausschreibung festgesetzt wird. 

Diese Maßnahme, die eine Abweichung von der 
Grundverordnung Nr. 136/66/EWG darstellt, ist ein 
marktwirtschaftliches Instrument, das mit Hilfe der 
Abschöpfungsangebote im Rahmen der Ausschrei- 
bung die Möglichkeit bietet, die tatsächliche Welt- 
markttendenz besser zu erfassen, wenn die üblichen 
Angaben nicht vorliegen oder die tatsächliche Ten- 
denz dieses Marktes nicht getreu wiederzugeben 
scheinen. 


Mit Rücksicht auf die beabsichtigte Gesamtänderung 
ist die betreffende Maßnahme bis zum 31. Oktober 
1976, dem Ende des Ölwirtschaftsjahres 1975/1976 
begrenzt worden. 

Die Dringlichkeit des Problems hat den Rat veran- 
laßt, die beiden Verordnungen auf der Grundlage 
des Artikels 36 der Verordnung Nr. 136/66/EWG, das 
heißt ohne Anhörung des Europäischen Parlaments, 
zu verabschieden. 

2. In Anbetracht der Tatsache, daß in den kommen- 
den Monaten keine wesentliche Veränderung der 
Lage auf dem Olivenmarkt zu erwarten ist und die 
vollständige Überarbeitung der gemeinsamen Markt- 
organisation für Olivenöl noch nicht abgeschlossen 
ist, empfiehlt es sich, die Festsetzung der Abschöp- 
fung durch Ausschreibung nach dem Verfahren ge- 
mäß Artikel 43 Abs. 2 des Vertrags für den Min- 
destzeitraum zu verlängern, der für die Annahme 
der neuen Olivenölregelung durch den Rat und 
deren Inkrafttreten erforderlich ist. 

Zu diesem Zweck werden diese Vorschläge unter- 
breitet. 

3. Bezüglich des Vorschlages über die Maßnahmen 
auf dem griechischen Markt sind die in Artikel 34 
des Abkommens von Athen angegebenen Bestim- 
mungen anzuwenden. 
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